
 

DANIEL IBOUNIG Versicherungsmakler 

St. Margareten 82, 9173 St. Margareten 

T: 0664/23 811 85 M: office@ibounig.at W: www.ibounig.at 

Versicherungsvermittlung in der Form Versicherungsmakler u. Berater in Versicherungsangelegenheiten gem. §94 Z.76 GewO 1994  

GISA 11086147 

ALLGEMEINE GESCHÄFTSBEDINGUNGEN 
 
Der Versicherungsmakler (kurz VM) vermittelt unabhängig von seinen oder dritten Interes-
sen, insbesondere unabhängig vom Versicherungsunternehmer (Versicherer) Versiche-
rungsverträge zwischen Versicherer einerseits und Versicherungskunden (kurz VK) ande-
rerseits. Der vom VK mit seiner Interessenwahrung in privaten und/oder betrieblichen 
Versicherungsangelegenheiten beauftragte VM ist für beide Parteien des Versicherungsver-
trages tätig, hat aber überwiegend die Interessen des VK zu wahren. Der VM leistet nach 
dem MaklerG, den Allgemeinen Geschäftsbedingungen (kurz AGB) und einem mit dem VK 
abgeschlossenen Maklervertrag mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmannes. Die AGB 
sind ab Vereinbarung eine für VK und VM verbindliche Basis im Geschäftsverkehr zwischen 
beiden und bei Abwicklung der Geschäftsfälle. 
 
1.  Pflichten des Versicherungsmaklers (VM): 
 
1.1 Die Interessenwahrung umfasst die fachgerechte, den jeweiligen Bedürfnissen und 

Notwendigkeiten entsprechende Beratung und Aufklärung des VK über den zu ver-
mittelnden Versicherungsschutz und stützt sich auf eine ausgewogene Untersu-
chung des österreichischen Markts. Der VM erstellt eine angemessene Risikoanaly-
se und ein angemessenes Deckungskonzept aufgrund der ihm erteilten Informatio-
nen und ausgehändigten Unterlagen. 

1.2. Der VM ist verpflichtet, dem VK den nach den Umständen des Einzelfalles bestmög-
lichen Versicherungsschutz zu vermitteln. Die Interessenwahrnehmung ist auf Versi-
cherer mit Niederlassung in Österreich beschränkt, auf andere nur gegen Entgelt-
vereinbarung für den erhöhten Aufwand. 

 Die Vermittlung des bestmöglichen Versicherungsschutzes durch den VM erfolgt bei 
entsprechender Bearbeitungszeit unter Berücksichtigung des Preis-Leistungs-
Verhältnisses: das bedeutet neben der Höhe der Versicherungsprämie, insbesonde-
re auch die Fachkompetenz des Versicherers, seine Gestion bei der Schadenab-
wicklung, seine Kulanzbereitschaft, die Vertragslaufzeit, die Möglichkeit von Scha-
denfallkündigungen, die Höhe von Selbstbehalten, etc. 

1.3. Der VM ist nur bei Entgeltvereinbarung zur Tätigkeit nach § 28 Z. 4 (Bekanntgabe 
von Rechtshandlungen, etc.) und Z. 5 (Prüfung des Versicherungsscheines) 
MaklerG verpflichtet. Gilt nicht für Verbrauchergeschäfte. 

1.4. Der VM ist nur bei Entgeltvereinbarung zur Tätigkeit nach § 28 Z. 6 (Unterstützung 
bei Versicherungsfall etc.) und Z. 7 (laufende Überprüfung etc.) MaklerG verpflichtet. 

 
2.  Pflichten des Versicherungskunden (VK): 
 
2.1. Der VK wird alle für den Abschluss der gewünschten Versicherungen und für den 

VM für eine korrekte Erfüllung seines Auftrages notwendigen, relevanten Daten, In-
formationen und Unterlagen wahrheitsgemäß und vollständig bekannt geben. Eben-
so wird er alle für die Versicherungsdeckung relevanten Veränderungen, insbeson-
dere Adressänderungen, Änderungen der Tätigkeit, Auslandstätigkeit, Gefahrener-
höhung usw., dem VM unverzüglich und unaufgefordert schriftlich bekannt geben.  

2.2. Der VK hat an der Risikoanalyse nach Kräften mitzuwirken und sämtliche gefahrer-
hebliche Umstände mitzuteilen. Insbesondere ist es Aufgabe des VK die Versiche-
rungssummen korrekt zu ermitteln und dem VM bekannt zu geben. Sofern erforder-
lich hat der VK an einer Risikobesichtigung durch den VM oder den Versicherungs-
unternehmer nach vorheriger Verständigung und Terminabsprache teilzunehmen. 

2.3. Der VK sofern er nicht als Verbraucher iSd KSchG anzusehen ist, wird alle durch die 
Vermittlung des VM übermittelten Versicherungsdokumente auf sachliche Unstim-
migkeiten und allfällige Abweichungen vom ursprünglichen Antrag überprüfen und 
dem VM zur Berichtigung mitteilen. Gilt nicht für Verbrauchergeschäfte 

2.4 Der VK nimmt zur Kenntnis, dass ein von ihm oder für ihn durch den VM unterfertig-
ter Antrag noch keinen Versicherungsschutz bewirkt und der Annahme durch den 
Versicherungsunternehmer bedarf. Der VK nimmt weiters zur Kenntnis, dass zwi-
schen Unterfertigung des Versicherungsantrages und dessen Annahme durch den 
Versicherungsunternehmer ein ungedeckter Zeitraum entstehen kann. Aus diesem 
Umstand kann eine Haftung des VM nicht abgeleitet werden. 

2.5 Der VK hat den VM unverzüglich nach Kenntnis eines eingetretenen Schadens zu 
verständigen und alle Vorkehrungen in Entsprechung seiner Schadensminderungs-
pflicht zu treffen. 

2.6 Der VK nimmt zur Kenntnis, dass eine Schadensmeldung oder ein Besichtigungsauf-
trag noch keine Deckungs- oder Leistungszusage des Versicherers bewirkt. 

2.7 Der VK nimmt zur Kenntnis, dass er als Versicherungsnehmer Obliegenheiten 
aufgrund des Gesetzes und der jeweils anwendbaren Versicherungsbedingungen im 
Versicherungsfall einzuhalten hat, deren Nichteinhaltung zur Leistungsfreiheit des 
Versicherers führen kann. 

3. Haftung 
3.1. Die Haftung des VM und seiner Erfüllungsgehilfen ist für die gesamte Geschäftsver-

bindung auf Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit beschränkt. Gegenüber Konsumenten 
(§ 1 KSchG) gilt der Haftungsausschluss nur für andere als Personenschäden. Im 
Bereich der groben Fahrlässigkeit wird – außer gegenüber Konsumenten (§ 1 
KSchG) – eine Haftungshöchstgrenze von € 1.000.000.- für einen einzelnen Scha-
denfall bzw. € 1.500.000.- für sämtliche Schadenfälle eines Jahres vereinbart. Der 
VM haftet – sofern der VK nicht als Konsument (§1 KSchG) zu behandeln ist – je-
doch höchstens im Umfang des eingetretenen Vertrauensschadens, soweit dieser 
durch die Haftpflichtversicherung des Versicherungsmaklers gedeckt ist. 

3.2. Der VM haftet nicht für solche Schäden, die aus der Verletzung von dem VK oblie-
genden Pflichten insbesondere der Ermittlung der Versicherungssumme resultieren. 

3.3. Voraussetzung für ein Haftungsverhältnis des VM gegenüber dem VK ist das 
Vorliegen eines schriftlichen Vermittlungsauftrages. Aus mündlichen erteilten Aufträ-
gen kann- außer vom Konsumenten (§ 1 KSchG) – keine Haftung des VM abgeleitet 
werden. 

3.4. Schadenersatzansprüche gegen den VM verjähren innerhalb von 6 Monaten 
nachdem der oder die Anspruchsberechtigten Schaden und Schädiger kannten 
(oder kennen mussten (relative Verjährung), spätestens jedoch innerhalb von 3 Jah-
ren ab dem anspruchsbegründenden Schadensfall (absolute Verjährung). Gegen-
über Konsumenten (§ 1 KSchG) gilt sowohl für im Bereich der relativen, als auch im 
Bereich der absoluten Verjährung eine Frist von 3 Jahren ab den jeweils zuvor ge-
nannten Zeitpunkten als vereinbart. 

 
4. Provision/Honoraranspruch 
 

Im Zusammenhang mit vermittelten Verträgen ist das Entgelt des VM die Provision 
des Versicherungsunternehmers, darüber hinaus steht dem VM bei schriftlicher Ver-
einbarung ein Entgelt und nach 1.2., 1.3., und 1.4. ein angemessenes Entgelt durch 
den VK zu. 

 
5. Geheimhaltung/Datenschutz 
 
5.1 Der VM ist zur Verschwiegenheit verpflichtet, hat Geschäfts- und Betriebsgeheim-

nisse des VK, die ihm im Rahmen seiner Beratungstätigkeit bekannt wurden, zu 
wahren und dem Versicherer nur solche Informationen weiterzugeben, welche zur 
Beurteilung des zu versichernden oder des versicherten Risikos notwendig sind. 

5.2 Der VK ist einverstanden, dass seine personenbezogenen Daten automationsunter-
stützt vom VM verarbeitet und in Erfüllung seiner vertraglichen Pflichten an Dritte 
weitergegeben werden. Diese Einwilligung kann vom VK jederzeit widerrufen wer-
den. Die Berichtigung oder Löschung der gespeicherten Daten kann jederzeit ver-
langt werden. 

5.3 Dem VM ist der Schutz der personenbezogenen Daten des VK ein wichtiges 
Anliegen. Eine Datenverarbeitung erfolgt ausschließlich unter Beachtung der 
gesetzlichen Bestimmungen (DSGVO, Datenschutzgesetz) sowie auf Basis des 
mit dem Kunden abgeschlossenen Vertrages und allenfalls einer vom Kunden 
erteilten Zustimmungserklärung. 

 
6. Schlussbestimmungen 
 
6.1 Änderungen und/oder Ergänzungen der umseitigen Bevollmächtigung sowie der 

AGB bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Schriftform; dies gilt auch für das Abgehen von 
dem Schriftlichkeitsgebot. Diese Bestimmung gilt nicht gegenüber Konsumenten (§ 1 
KSchG). 

6.2 Die etwaige Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen oder Abschnitte des Bevoll-
mächtigungsvertrages sowie der Allgemeinen Geschäftsbedingungen berührt die 
Verbindlichkeit der restlichen Bestimmungen nicht. 

6.3 Erfüllungsort ist der Ort der Berufsniederlassung des VM. Bei Streitigkeiten ist 
ausschließlich das sachlich zuständige Gericht am Ort der Berufsniederlassung des 
VM anzurufen, sofern im Einzelfall keine zwingenden gesetzlichen Regelungen ent-
gegenstehen. Gegenüber Konsumenten (§1 KSchG) ist das sachlich zuständige Ge-
richt am Ort ihres Wohnsitzes, ihres gewöhnlichen Aufenthaltes oder ihrer Beschäfti-
gung zuständig. 

6.4 Ausdrücklich wird die Anwendung österreichischen Rechts mit Ausnahme internatio-
naler Verweisungsnormen vereinbart. 
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